
Unten angeführte Ausschnitte UHG beziehen
sich rein auf Leistungen, die von designbuero
Stockhammer KEG angeboten werden.
Weitergehende (hier nicht angeführte) Passi
ersuchen wir ggf. von Ihrem Anwalt organi-
sieren zu lassen.
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I. Hauptstück: Urheberrecht an Werken der
Literatur und der Kunst.

I. Abschnitt: Das Werk
Werke der Literatur und der Kunst.

§ 1. (1) Werke im Sinne dieses Gesetzes sind
eigentümliche geistige Schöpfungen auf den
Gebieten der Literatur, der Tonkunst, der bil-
denden Künste und der Filmkunst.
(2) Ein Werk genießt als Ganzes und in sei-

nen Teilen urheberrechtlichen Schutz nach
den Vorschriften dieses Gesetzes.
Werke der Literatur.

§ 2. Werke der Literatur im Sinne dieses
Gesetzes sind:
1. Sprachwerke aller Art einschließlich Com-
puterprogrammen;?2. Bühnenwerke, deren
Ausdrucksmittel Gebärden und andere Kör-
perbewegungen sind (choreographische und
pantomimische Werke);?3. Werke wissen-
schaftlicher oder belehrender Art, die in bild-
lichen Darstellungen in der Fläche oder im
Raume bestehen, sofern sie nicht
zu den Werken der bildenden Künste zählen.
Werke der bildenden Künste.

§ 3. (1) Zu den Werken der bildenden Künste
im Sinne dieses Gesetzes gehören auch die
Werke der Lichtbildkunst (Lichtbildwerke),
der Baukunst und der angewandten Kunst
(des Kunstgewerbes).
Bearbeitungen.

§ 5. (1) Übersetzungen und andere Bearbei-
tungen werden, soweit sie eine eigentümliche
geistige Schöpfung des Bearbeiters sind,
unbeschadet des am bearbeiteten Werke
bestehenden Urheberrechtes, wie Original-
werke geschützt.
(2) Die Benutzung eines Werkes bei der
Schaffung eines anderen macht dieses nicht
zur Bearbeitung, wenn es im Vergleich zu
dem benutzten Werke ein selbständiges neu-
es Werk darstellt.

II. Abschnitt: Der Urheber.

§ 10. (1) Urheber eines Werkes ist, wer es
geschaffen hat.
(2) In diesem Gesetz umfaßt der Ausdruck
„Urheber“, wenn sich nicht aus dem Hinweis
auf die Bestimmung des Absatzes 1 das
Gegenteil ergibt, außer dem Schöpfer des
Werkes auch die Personen, auf die das Urhe-
berrecht nach seinem Tode übergegangen ist.

III. Abschnitt: Das Urheberrecht.

1. Verwertungsrechte.

§ 14. (1) Der Urheber hat mit den vom Gesetz
bestimmten Beschränkungen das ausschließ-
liche Recht, das Werk auf die ihm durch die
folgenden Vorschriften vorbehaltenen Arten
zu verwerten (Verwertungsrechte).
(2) Der Urheber einer Übersetzung oder
anderen Bearbeitung darf diese auf die ihm
vorbehaltenen Arten nur verwerten, soweit
ihm der Urheber des bearbeiteten Werkes das
ausschließliche Recht oder die Bewilligung
dazu (Bearbeitungs- oder Übersetzungsrecht)
erteilt.
(3) Die öffentliche Mitteilung des Inhaltes
eines Werkes der Literatur oder der Filmkunst
ist dem Urheber vorbehalten, solange weder
das Werk noch dessen wesentlicher Inhalt
mit Einwilligung des Urhebers veröffentlicht
ist.
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Urheberrechtsgesetz
Bundesgesetz über das Urheberrecht an Werken der Literatur und der Kunst und über verwandte Schutzrechte, 
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Vervielfältigungsrecht.

§ 15. (1) Der Urheber hat das ausschließliche
Recht, das Werk - gleichviel in welchem Ver-
fahren, in welcher Menge und ob vorüberge-
hend oder dauerhaft - zu vervielfältigen.
(2) Eine Vervielfältigung liegt namentlich
auch in dem Festhalten des Vortrages oder
der Aufführung eines Werkes auf Mitteln zur
wiederholbaren Wiedergabe für Gesicht oder
Gehör (Bild- oder Schallträger), wie zum Bei-
spiel auf Filmstreifen oder Schallplatten.
(3) Solchen Schallträgern stehen der wieder-
holbaren Wiedergabe von Werken dienende
Mittel gleich, die ohne Schallaufnahme
durch Lochen, Stanzen, Anordnen von Stif-
ten oder auf ähnliche Art hergestellt werden
(Drehorgeln, Spieldosen u. dgl.).
(4) Bei Plänen und Entwürfen zu Werken der
bildenden Künste umfaßt das Vervielfälti-
gungsrecht auch das ausschließliche Recht,
das Werk danach auszuführen.

Verbreitungsrecht

§ 16. (1) Der Urheber hat das ausschließliche
Recht, Werkstücke zu verbreiten. Kraft dieses
Rechtes dürfen Werkstücke ohne seine Ein-
willigung weder feilgehalten noch auf eine
Art, die das Werk der Öffentlichkeit zugäng-
lich macht, in Verkehr gebracht werden.
(2) Solange ein Werk nicht veröffentlicht ist,
umfaßt das Verbreitungsrecht auch das aus-
schließliche Recht, das Werk durch öffentli-
ches Anschlagen, Auflegen, Aushängen, Aus-
stellen oder durch eine ähnliche Verwendung
von Werkstücken der Öffentlichkeit zugäng-
lich zu machen.
(3) Dem Verbreitungsrecht unterliegen - vor-
behaltlich des § 16a - Werkstücke nicht, die
mit Einwilligung des Berechtigten durch
Übertragung des Eigentums in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Gemeinschaft
oder in einem Vertragsstaat des Europäi-
schen Wirtschaftsraums in Verkehr gebracht
worden sind.
(4) Dem an einem Werke der bildenden Kün-
ste bestehenden Verbreitungsrecht unterlie-
gen Werkstücke nicht, die Zugehör einer
unbeweglichen Sache sind.
(5) Wo sich dieses Gesetz des Ausdrucks
„ein Werk verbreiten“ bedient, ist darunter
nur die nach den Absätzen 1 bis 3 dem Urhe-
ber vorbehalten Verbreitung von Werkstük-
ken zu verstehen.

Zurverfügungstellungsrecht

§ 18a. (1) Der Urheber hat das ausschließli-
che Recht, das Werk der Öffentlichkeit draht-
gebunden oder drahtlos in einer Weise zur
Verfügung zu stellen, dass es Mitgliedern
der Öffentlichkeit von Orten und zu Zeiten
ihrer Wahl zugänglich ist.
(2) Wenn sich dieses Gesetz des Ausdrucks
„ein Werk der Öffentlichkeit zur Verfügung
stellen“ oder „öffentliche Zurverfügungstel-
lung eines Werkes“ bedient, ist darunter nur
die dem Urheber nach Abs. 1 vorbehaltene
Verwertung zu verstehen.

2. Schutz geistiger Interessen.

Schutz der Urheberschaft.

§ 19. (1) Wird die Urheberschaft an einem
Werke bestritten oder wird das Werk einem
anderen als seinem Schöpfer zugeschrieben,
so ist dieser berechtigt, die Urheberschaft
für sich in Anspruch zu nehmen. Nach sei-
nem Tode steht in diesem Fällen den Perso-
nen, auf die das Urheberrecht übergegangen
ist, das Recht zu, die Urheberschaft des
Schöpfers des Werkes zu wahren.
(2) Ein Verzicht auf dieses Recht ist unwirk-
sam.

Urheberbezeichnung.

§ 20. (1) Der Urheber bestimmt, ob und mit
welcher Urheberbezeichnung das Werk zu
versehen ist.
(2) Eine Bearbeitung darf mit der Urheberbe-
zeichnung nicht auf eine Art versehen wer-
den, die der Bearbeitung den Anschein eines
Originalwerkes gibt.
(3) Vervielfältigungsstücke von Werken der
bildenden Künste darf durch die Urheberbe-
zeichnung nicht der Anschein eines Urstük-
kes verliehen werden.

Werkschutz.

§ 21. (1) Wird ein Werk auf eine Art, die es
der Öffentlichkeit zugänglich macht, benutzt
oder zum Zweck der Verbreitung vervielfäl-
tigt, so dürfen auch von dem zu einer sol-
chen Werknutzung Berechtigten an dem
Werke selbst, an dessen Titel oder an der
Urheberbezeichnung keine Kürzungen,
Zusätze oder andere Änderungen vorgenom-
men werden, soweit nicht der Urheber ein-
willigt oder das Gesetz die Änderung zuläßt.
Zulässig sind insbesondere Änderungen, die
der Urheber dem zur Benutzung des Werkes
Berechtigten nach den im redlichen Verkehr
geltenden Gewohnheiten und Gebräuchen
nicht untersagen kann, namentlich Änderun-
gen, die durch die Art oder den Zweck der
erlaubten Werknutzung gefordert werden.
(2) Für Urstücke von Werken der bildenden
Künste gelten die Vorschriften des Absatzes
1 auch dann, wenn die Urstücke nicht auf
eine Art benutzt werden, die das Werk der
Öffentlichkeit zugänglich macht.
(3) Die Erteilung der Einwilligung zu nicht
näher bezeichneten Änderungen hindert den
Urheber nicht, sich Entstellungen, Verstüm-
melungen und anderen Änderungen des
Werkes zu widersetzen, die seine geistigen
Interessen am Werke schwer beeinträchti-
gen.

3. Pflichten des Besitzers eines Werkstückes.

§ 22.Der Besitzer eines Werkstückes hat es
dem Urheber auf Verlangen zugänglich zu
machen, soweit es notwendig ist, um das
Werk vervielfältigen zu können; hiebei hat
der Urheber die Interessen des Besitzers ent-
sprechend zu berücksichtigen. Der Besitzer
ist nicht verpflichtet, dem Urheber das Werk-
stück zu dem angeführten Zwecke herauszu-
geben; auch ist er dem Urheber gegenüber

nicht verpflichtet, für die Erhaltung des
Werkstückes zu sorgen.

4. Übertragung des Urheberrechtes.

§ 23. (1) Das Urheberrecht ist vererblich; in
Erfüllung einer auf den Todesfall getroffenen
Anordnung kann es auch auf Sondernachfol-
ger übertragen werden.
(3) Im übrigen ist das Urheberrecht unüber-
tragbar.

5. Werknutzungsbewilligung und
Werknutzungsrecht.

§ 24. (1) Der Urheber kann anderen gestat-
ten, das Werk auf einzelne oder alle nach
den §§ 14 bis 18a dem Urheber vorbehalte-
nen Verwertungsarten zu benutzen (Wer-
knutzungsbewilligung). Auch kann er einem
anderen das ausschließliche Recht dazu ein-
räumen (Werknutzungsrecht).
(2) Eine Werknutzungsbewilligung, die vor
Einräumung oder Übertragung eines Wer-
knutzungsrechts erteilt worden ist, bleibt
gegenüber dem Werknutzungsberechtigten
wirksam, wenn mit dem Inhaber der Wer-
knutzungsbewilligung nichts anderes verein-
bart ist.

6. Exekutionsbeschränkungen.

§ 25. (1) Verwertungsrechte sind der Exeku-
tion wegen Geldforderungen entzogen.
(2) Die wegen einer Geldforderung auf ein
Werkstück geführte Exekution ist unzulässig,
wenn durch dessen Verkauf das Verbrei-
tungsrecht des Urhebers oder eines Wer-
knutzungsberechtigten verletzt würde.
(3) Absatz 2 gilt nicht für Werkstücke, die zur
Zeit der Pfändung von dem zu ihrer Verbrei-
tung Berechtigten oder mit seiner Einwilli-
gung verpfändet sind.
(4) Bei Werken der bildenden Künste wird
durch das Verbreitungsrecht die Exekution
auf Werkstücke nicht gehindert, die von dem
zur Verbreitung Berechtigten zum Verkauf
bereitgestellt sind.
(5) Mittel, die ausschließlich zur Vervielfälti-
gung eines Werkes bestimmt sind (wie For-
men, Platten, Steine, Holzstöcke, Filmstrei-
fen u. dgl.) und einem dazu Berechtigten
gehören, dürfen wegen einer Geldforderung
nur gleich einem Zugehör des Vervielfälti-
gungsrechtes mit diesem in Exekution gezo-
gen werden.

IV. Abschnitt: Werknutzungsrechte.

§ 26. Auf welche Art, mit welchen Mitteln
und innerhalb welcher örtlichen und zeit-
lichen Grenzen das Werk von einem Wer-
knutzungsberechtigten (§ 24 Abs. 1 Satz 2)
benutzt werden darf, richtet sich nach dem
mit dem Urheber abgeschlossenen Vertrag.
Soweit hienach das Werknutzungsrecht
reicht, hat sich auch der Urheber gleich
einem Dritten, jedoch unbeschadet seines
Rechtes, Verletzungen des Urheberrechtes
gerichtlich zu verfolgen, der Benutzung des
Werkes zu enthalten. Mit dem Erlöschen die-
ser Verpflichtung erlangt das Verwertungs-
recht seine frühere Kraft.
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Übertragung der Werknutzungsrechte.

§ 27. (1) Werknutzungsrechte sind vererblich
und veräußerlich.
(2) Auf Sondernachfolger kann ein Werknut-
zungsrecht in der Regel nur mit Einwilligung
des Urhebers übertragen werden. Die Einwil-
ligung kann nur aus einem wichtigen Grun-
de verweigert werden. Sie gilt als erteilt,
wenn der Urheber sie nicht binnen zwei
Monaten nach dem Empfang der schrift-
lichen Aufforderung des Werknutzungsbe-
rechtigten oder dessen, auf den das Wer-
knutzungsrecht übertragen werden soll, ver-
sagt; auf diese Wirkung muß in der Auffor-
derung ausdrücklich hingewiesen sein.
(3) Wer ein Werknutzungsrecht im Wege der
Sondernachfolge erwirbt, hat an Stelle des
Veräußerers die Verbindlichkeiten zu erfül-
len, die diesem nach dem mit dem Urheber
geschlossenen Vertrag obliegen. Für das
dem Urheber gebührende Entgelt sowie für
den Schaden, den der Erwerber im Falle der
Nichterfüllung einer der aus diesem Vertrag
für ihn entspringenden Pflichten dem Urhe-
ber zu ersetzen hat, haftet der Veräußerer
dem Urheber wie ein Bürge und Zahler.
(4) Vom Veräußerer mit dem Erwerber ohne
Einwilligung des Urhebers getroffene Verein-
barungen, die dem Absatz 3 zum Nachteil
des Urhebers widersprechen, sind diesem
gegenüber unwirksam.
§ 28. (1) Ist nichts anderes vereinbart, so
kann ein Werknutzungsrecht mit dem Unter-
nehmen, zu dem es gehört, oder mit einem
solchen Zweige des Unternehmens auf einen
anderen übertragen werden, ohne daß es der
Einwilligung des Urhebers bedarf.

V. Abschnitt.

Vorbehalte zugunsten des Urhebers.
Auslegungsregeln.

§ 33. (1) Wenn nicht das Gegenteil vereinbart
worden ist, erstreckt sich die Gewährung des
Rechtes, ein Werk zu benutzen, nicht auf
Übersetzungen und andere Bearbeitungen,
die Gewährung des Rechtes, ein Werk der
Literatur oder Tonkunst zu vervielfältigen,
nicht auf die Vervielfältigung des Werkes auf
Bild- oder Schallträgern und die Gewährung
des Rechtes, ein Werk zu senden (§ 17),
nicht auf das Recht, das Werk während der
Sendung oder zum Zwecke der Sendung auf
Bild- oder Schallträgern festzuhalten.
(2) In der Übertragung des Eigentums an
einem Werkstück ist im Zweifel die Einräu-
mung eines Werknutzungsrechtes oder die
Erteilung einer Werknutzungsbewilligung
nicht enthalten.

Vorbehalt bei Werken der bildenden Künste.

§ 35. Der Urheber, der einem anderen das
ausschließliche Recht eingeräumt hat, ein
Werk der bildenden Künste zu vervielfältigen
und zu verbreiten, behält gleichwohl das
Recht, es in Aufsätzen über die künstlerische
Tätigkeit des Schöpfers des Werkes oder als
Probe seines Schaffens zu vervielfältigen und
zu verbreiten.

VII. Abschnitt.

Beschränkungen der Verwertungsrechte.

1. Freie Werknutzungen.

Freie Werknutzungen im Interesse der
Rechtspflege und der Verwaltung.
§ 41. Der Benutzung eines Werkes zu Zwek-
ken der öffentlichen Sicherheit oder zur
Sicherstellung des ordnungsgemäßen
Ablaufs von Verwaltungsverfahren, parla-
mentarischen Verfahren oder Gerichtsverfah-
ren steht das Urheberrecht nicht entgegen.
Flüchtige und begleitende Vervielfältigungen
§ 41a. Zulässig ist die vorübergehende Ver-
vielfältigung,
1.wenn sie flüchtig oder begleitend ist und
2.wenn sie ein integraler und wesentlicher
Teil eines technischen Verfahrens ist und
3.wenn ihr alleiniger Zweck die Übertragung
in einem Netz zwischen Dritten durch einen
Vermittler oder eine rechtmäßige Nutzung
ist und
4.wenn sie keine eigenständige wirtschaftli-
che Bedeutung hat.

VIII. Abschnitt.

Dauer des Urheberrechtes.

Werke der Literatur, der Tonkunst und der
bildenden Künste.

§ 60. (1)Das Urheberrecht an Werken der
Literatur, der Tonkunst und der bildenden
Künste, deren Urheber (§ 10 Abs. 1) auf eine
Art bezeichnet worden ist, die nach § 12 die
Vermutung der Urheberschaft begründet,
endet siebzig Jahre nach dem Tode des
Urhebers (§ 10 Abs. 1), bei einem von meh-
reren Urhebern gemeinsam geschaffenen
Werke (§ 11) endet das Urheberrecht siebzig
Jahre nach dem Tode des letztlebenden Mit-
urhebers (§ 10 Abs. 1).
(2) Abweichend von Abs. 1 endet das Folge-
recht nach § 16b mit dem Tod des Urhebers,
bei einem von mehreren Urhebern geschaf-
fenen Werk jedoch mit dem Tod des letztle-
benden Miturhebers.
§ 61. Das Urheberrecht an Werken, deren
Urheber (§ 10 Abs. 1) nicht auf eine Art
bezeichnet worden ist, die nach § 12 die Ver-
mutung der Urheberschaft begründet, endet
siebzig Jahre nach ihrer Schaffung. Wenn
aber das Werk vor dem Ablauf dieser Frist
veröffentlicht wird, endet das Urheberrecht
siebzig Jahre nach der Veröffentlichung.
Berechnung der Schutzfristen.
§ 64. Bei Berechnung der Schutzfristen (§§
60 bis 63) ist das Kalenderjahr, in dem die
für den Beginn der Frist maßgebende Tatsa-
che eingetreten ist, nicht mitzuzählen.
Die Schutzfrist überdauernde Rechte.
§ 65. Der Schöpfer eines Werkes kann die
ihm nach den §§ 19 und 21, Absatz 3, zuste-
henden Rechtezeit seines Lebens geltend
machen, wenngleich die Schutzfrist schon
abgelaufen ist.

II. Hauptstück.

Verwandte Schutzrechte.

I. Abschnitt.

Schutz geistiger Interessen.

§ 68. (1) Auf Verlangen eines nach § 66 Abs.
1 Verwertungsberechtigten ist sein Name
(Deckname) auf den Bild- oder Schallträgern
anzugeben. Ohne seine Einwilligung darf
das nicht geschehen. Die Einwilligung kann
zurückgenommen werden, wenn ein Bild-
oder Schallträger den Vortrag oder die Auf-
führung mit solchen Änderungen oder so
mangelhaft wiedergibt, daß seine Benutzung
geeignet ist, den künstlerischen Ruf des Ver-
wertungsberechtigten zu beeinträchtigen.
(2) Die in den Abs. 1 und 1a bezeichneten
Rechte enden keinesfalls vor dem Tod des
nach § 66 Abs. 1 Verwertungsberechtigten.
Nach seinem Tode stehen sie bis zum Erlö-
schen der Verwertungsrechte den Personen
zu, auf die die Verwertungsrechte übergegan-
gen sind.

II. Abschnitt

Schutz von Lichtbildern, Schallträgern, Rund-
funksendungen?und nachgelassenen Werken

1. Lichtbilder.

§ 73. (1) Lichtbilder im Sinne dieses Gesetzes
sind durch ein photographisches Verfahren
hergestellte Abbildungen. Als photographi-
sches Verfahren ist auch ein der Photogra-
phie ähnliches Verfahren anzusehen.
(2) Derart hergestellte Laufbilder (kinemato-
graphische Erzeugnisse) unterliegen, unbe-
schadet der urheberrechtlichen Vorschriften
zum Schutze von Filmwerken, den für Licht-
bilder geltenden Vorschriften.
Schutzrecht.
§ 74. (1) Wer ein Lichtbild aufnimmt (Her-
steller), hat mit den vom Gesetz bestimmten
Beschränkungen das ausschließliche Recht,
das Lichtbild zu vervielfältigen, zu verbrei-
ten, durch optische Einrichtungen öffentlich
vorzuführen, durch Rundfunk zu senden und
der Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen.
Bei gewerbsmäßig hergestellten Lichtbildern
gilt der Inhaber des Unternehmens als Her-
steller.
(2) Die dem Hersteller nach Absatz 1 zuste-
henden Verwertungsrechte sind vererblich
und veräußerlich.
(3) Hat der Hersteller ein Lichtbild mit sei-
nem Namen (Decknamen, Firma) bezeich-
net, so sind auch die von anderen hergestell-
ten, zur Verbreitung bestimmten Vervielfälti-
gungsstücke mit einem entsprechenden Hin-
weis auf den Hersteller zu versehen. Gibt ein
derart bezeichnetes Vervielfältigungsstück
das Lichtbild mit wesentlichen Änderungen
wieder, so ist die Herstellerbezeichnung mit
einem entsprechenden Zusatz zu versehen.
Sondervorschriften für Lichtbildnisse von
Personen.
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§ 75. (1) Von einem auf Bestellung aufge-
nommenen Lichtbildnis einer Person dürfen,
wenn nichts anderes vereinbart ist, der
Besteller und seine Erben sowie der Abgebil-
dete und nach seinem Tode die mit ihm in
gerader Linie Verwandten und sein überle-
bender Ehegatte einzelne Vervielfältigungs-
stücke herstellen oder durch einen anderen,
auch gegen Entgelt, herstellen lassen, in
einem photographischen Verfahren aber nur
dann, wenn sie sich in einem solchen Ver-
fahren hergestellte Vervielfältigungsstücke
von dem Berechtigten überhaupt nicht oder
nur mit unverhältnismäßig großen Schwie-
rigkeiten beschaffen können.

IV. Abschnitt.

Nachrichtenschutz. Schutz des Titels von
Werken der Literatur und der Kunst.

Titelschutz.

§ 80. (1) Im geschäftlichen Verkehr darf
weder der Titel oder die sonstige Bezeich-
nung eines Werkes der Literatur oder Kunst
noch die äußere Ausstattung von Werkstük-
ken für ein anderes Werk auf eine Weise ver-
wendet werden, die geeignet ist, Verwechs-
lungen hervorzurufen.
(2) Absatz 1 gilt auch für Werke der Literatur
und der Kunst, die den urheberrechtlichen
Schutz dieses Gesetzes nicht genießen.

III. Hauptstück.

Rechtsdurchsetzung

I. Abschnitt.

Zivilrechtliche Vorschriften.

Unterlassungsanspruch.

§ 81. (1) Wer in einem auf dieses Gesetz
gegründeten Ausschließungsrecht verletzt
worden ist oder eine solche Verletzung zu
besorgen hat, kann auf Unterlassung klagen.
Der Inhaber eines Unternehmens kann hier-
auf auch dann geklagt werden, wenn eine
solche Verletzung im Betrieb seines Unter-
nehmens von einem Bediensteten oder
Beauftragten begangen worden ist oder
droht.
(1a) Bedient sich derjenige, der eine solche
Verletzung begangen hat oder von dem eine
solche Verletzung droht, hiezu der Dienste
eines Vermittlers, so kann auch dieser auf
Unterlassung nach Abs. 1 geklagt werden.
Wenn, bei diesem die Voraussetzungen für
einen Ausschluss der Verantwortlichkeit
nach den §§ 13 bis 17 ECG vorliegen, kann er
jedoch erst nach Abmahnung geklagt wer-
den.
(2) Einstweilige Verfügungen können erlas-
sen werden, auch wenn die im § 381 der Exe-
kutionsordnung bezeichneten Voraussetzun-
gen nicht zutreffen.

Beseitigungsanspruch.

§ 82. (1) Wer in einem auf dieses Gesetz
gegründeten Ausschließungsrechte verletzt
wird, kann verlangen, daß der dem Gesetz
widerstreitende Zustand beseitigt werde; § 81
Abs. 1a gilt sinngemäß.
(2) Der Verletzte kann insbesondere verlan-
gen, dass die den Vorschriften dieses Geset-
zes zuwider hergestellten oder verbreiteten
sowie die zur widerrechtlichen Verbreitung
bestimmten Vervielfältigungsstücke vernich-
tet und dass die ausschließlich oder über-
wiegend zur widerrechtlichen Vervielfälti-
gung bestimmten Mittel (Formen, Steine,
Platten, Filmstreifen und dergleichen)
unbrauchbar gemacht werden.
(3) Enthalten die im Absatz 2 bezeichneten
Eingriffsgegenstände oder Eingriffsmittel Tei-
le, deren unveränderter Bestand und deren
Gebrauch durch den Beklagten das Aus-
schließungsrecht des Klägers nicht verletzen,
so hat das Gericht diese Teile in dem die
Vernichtung oder Unbrauchbarmachung aus-
sprechenden Urteil zu bezeichnen. Bei der
Vollstreckung sind diese Teile, soweit es
möglich ist, von der Vernichtung oder
Unbrauchbarmachung auszunehmen, wenn
der Verpflichtete die damit verbundenen
Kosten im voraus bezahlt. Zeigt sich im Exe-
kutionsverfahren, daß die Unbrauchbarma-
chung von Eingriffsmitteln unverhältnismä-
ßig große Kosten erfordern würde, und wer-
den diese vom Verpflichteten nicht im vor-
aus bezahlt, so ordnet das Exekutionsgericht
nach Einvernehmung der Parteien die Ver-
nichtung dieser Eingriffsmittel an.
(5) Statt der Vernichtung von Eingriffsgegen-
ständen oder Unbrauchbarmachung von Ein-
griffsmitteln kann der Verletzte verlangen,
daß ihm die Eingriffsgegenstände oder Ein-
griffsmittel von ihrem Eigentümer gegen
eine angemessene, die Herstellungskosten
nicht übersteigende Entschädigung überlas-
sen werden.
(6) Der Beseitigungsanspruch richtet sich
gegen den Eigentümer der Gegenstände, die
den der Beseitigung des gesetzwidrigen
Zustandes dienenden Maßnahmen unterlie-
gen. Der Anspruch kann während der Dauer
des verletzten Rechtes so lange geltend
gemacht werden, als solche Gegenstände
vorhanden sind.

Unterlassungs- und Beseitigungsanspruch
bei Werken der bildenden Künste.

§ 83. (1) Ist ein Urstück eines Werkes der bil-
denden Künste unbefugt geändert worden,
so kann der Urheber, soweit im folgenden
nichts anderes bestimmt ist, nur verlangen,
daß die Änderung auf dem Urstück als nicht
vom Schöpfer des Werkes herrührend
gekennzeichnet oder daß eine darauf befind-
liche Urheberbezeichnung beseitigt oder
berichtigt werde.
(2) Ist die Wiederherstellung des ursprüng-
lichen Zustandes möglich und stehen ihr
nicht überwiegende öffentliche Interessen
oder überwiegende Interessen des Eigentü-
mers entgegen, so kann der Schöpfer des
Werkes nach seiner Wahl an Stelle der im
Absatz 1 bezeichneten Maßnahmen verlan-

gen, daß ihm die Wiederherstellung gestattet
werde.

Urteilsveröffentlichung.

§ 85. (1) Wird auf Unterlassung oder Beseiti-
gung oder Feststellung des Bestehens oder
Nichtbestehens eines auf dieses Gesetz
gegründeten Ausschließungsrechtes oder
der Urheberschaft (§ 19) geklagt, so hat das
Gericht der obsiegenden Partei, wenn diese
daran ein berechtigtes Interesse hat, auf
Antrag die Befugnis zuzusprechen, das
Urteil innerhalb bestimmter Frist auf Kosten
des Gegners zu veröffentlichen. Die Art der
Veröffentlichung ist im Urteil zu bestimmen.
(2) Die Veröffentlichung umfaßt den Urteils-
spruch. Auf Antrag der obsiegenden Partei
kann jedoch das Gericht einen vom Urteils-
spruch nach Umfang oder Wortlaut abwei-
chenden oder ihn ergänzenden Inhalt der
Veröffentlichung bestimmen. Dieser Antrag
ist spätestens vier Wochen nach Rechtskraft
des Urteils zu stellen. Ist der Antrag erst
nach Schluß der mündlichen Streitverhand-
lung gestellt worden, so hat hierüber das
Gericht erster Instanz nach Rechtskraft des
Urteils mit Beschluß zu entscheiden.

Anspruch auf angemessenes Entgelt.

§ 86. (1) Wer unbefugt
1. ein Werk der Literatur oder Kunst auf eine
nach den §§ 14 bis 18a dem Urheber vorbe-
haltene Verwertungsart benutzt,
2. den Vortrag oder die Aufführung eines
Werkes der Literatur oder Tonkunst dem § 66
Abs. 1 und 5 zuwider auf einem Bild- oder
Schallträger festhält oder diesen vervielfältigt
oder dem § 66 Abs. 1 und 5 oder dem § 69
Abs. 2 zuwider verbreitet,
3. den Vortrag oder die Aufführung eines
Werkes der Literatur oder Tonkunst dem § 66
Abs. 7, 69 Abs. 2, §§ 70, 71 oder 71a zuwider
durch Rundfunk sendet, öffentlich wiedergibt
oder der Öffentlichkeit zur Verfügung stellt,
4. ein Lichtbild oder einen Schallträger auf
eine nach den §§ 74 oder 76 dem Hersteller
vorbehaltene Verwertungsart benutzt, hat,
auch wenn ihn kein Verschulden trifft, dem
Verletzten, dessen Einwilligung einzuholen
gewesen wäre, ein angemessenes Entgelt zu
zahlen.

Anspruch auf Schadenersatz und auf Her-
ausgabe des Gewinnes.

§ 87. (1) Wer durch eine Zuwiderhandlung
gegen dieses Gesetz einen anderen schuld-
haft schädigt, hat dem Verletzten ohne Rük-
ksicht auf den Grad des Verschuldens auch
den entgangenen Gewinn zu ersetzen.
(2) Auch kann der Verletzte in einem solchen
Fall eine angemessene Entschädigung für die
in keinem Vermögensschaden bestehenden
Nachteile verlangen, die er durch die Hand-
lung erlitten hat.
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(3) Der Verletzte, dessen Einwilligung einzu-
holen gewesen wäre, kann als Ersatz des
ihm schuldhaft zugefügten Vermögensscha-
dens (Abs. 1), wenn kein höherer Schaden
nachgewiesen wird, das Doppelte des ihm
nach § 86 gebührenden Entgelts begehren.
(4) Wird ein Werk der Literatur oder Kunst
unbefugt vervielfältigt oder verbreitet, so
kann der Verletzte, dessen Einwilligung ein-
zuholen gewesen wäre, auch die Herausgabe
des Gewinnes verlangen, den der Schädiger
durch den schuldhaften Eingriff erzielt hat.
Dasselbe gilt, wenn der Vortrag oder die Auf-
führung eines Werkes der Literatur oder Ton-
kunst dem § 66 Abs. 1 zuwider oder eine
Rundfunksendung dem § 76a zuwider auf
einem Bild- oder Schallträger verwertet oder
wenn ein Lichtbild dem § 74 zuwider oder
ein Schallträger dem § 76 zuwider vervielfäl-
tigt oder verbreitet wird. Dasselbe gilt
schließlich, wenn das Zurverfügungstel-
lungsrecht (§ 18a) verletzt wird.

Anspruch auf Rechnungslegung.

§ 87a. (1) Wer nach diesem Gesetz zur Lei-
stung eines angemessenen Entgelts oder
einer angemessenen Vergütung, eines ange-
messenen Anteils an einer solchen Vergü-
tung, zum Schadenersatz, zur Herausgabe
des Gewinnes oder zur Beseitigung ver-
pflichtet ist, hat dem Anspruchsberechtigten
Rechnung zu legen und deren Richtigkeit
durch einen Sachverständigen prüfen zu las-
sen. Wenn sich dabei ein höherer Betrag als
aus der Rechnungslegung ergibt, sind die
Kosten der Prüfung vom Zahlungspflichtigen
zu tragen. Wer zur Rechnungslegung ver-
pflichtet ist, hat dem Anspruchsberechtigten
darüber hinaus über alle weiteren zur
Rechtsverfolgung erforderlichen Umstände
Auskunft zu erteilen.

Anspruch auf Auskunft

§ 87b. (1) Wer im Inland Werkstücke verbrei-
tet, an denen das Verbreitungsrecht durch
Inverkehrbringen in einem Mitgliedstaat der
Europäischen Gemeinschaft oder in einem
Vertragssstaat des Europäischen Wirtschafts-
raums erloschen ist (§16 Abs. 3), hat dem
Berechtigten auf Verlangen richtig und voll-
ständig Auskunft über Hersteller, Inhalt, Her-
kunftsland und Menge der verbreiteten
Werkstücke zu geben. 

(2) Wer im geschäftlichen Verkehr durch die
Herstellung oder Verbreitung von Vervielfälti-
gungsstücken unbefugt ein Werk der Litera-
tur oder Kunst oder einen sonstigen Schutz-
gegenstand auf eine nach diesem Bundesge-
setz dem Rechteinhaber vorbehaltene Ver-
wertungsart benutzt, hat dem Verletzten
über die Identität Dritter (Name und
Anschrift), die an der Herstellung oder am
Vertrieb der Vervielfältigungsstücke beteiligt
waren, und über ihre Vertriebswege Auskunft
zu geben, sofern dies nicht unverhältnismä-
ßig im Vergleich zur Schwere der Verletzung
wäre.

Haftung des Inhabers eines Unternehmens.

§ 88. (1) Wird der einen Anspruch auf ange-
messenes Entgelt (§ 86) begründende Ein-
griff im Betrieb eines Unternehmens von
einem Bediensteten oder Beauftragten
begangen, so trifft die Pflicht zur Zahlung
des Entgeltes den Inhaber des Unterneh-
mens.
(2) Hat ein Bediensteter oder Beauftragter
im Betrieb eines Unternehmens diesem
Gesetz zuwidergehandelt, so haftet, unbe-
schadet einer allfälligen Ersatzpflicht dieser
Personen, der Inhaber des Unternehmens
für den Ersatz des dadurch verursachten
Schadens (§ 87, Absatz 1 bis 3), wenn ihm
die Zuwiderhandlung bekannt war oder
bekannt sein mußte. Auch trifft ihn in einem
solchen Falle die Pflicht zur Herausgabe des
Gewinnes nach § 87, Absatz 4.
Haftung mehrerer Verpflichteter.
§ 89. Soweit derselbe Anspruch auf ein ange-
messenes Entgelt (§ 86), auf Schadenersatz
(§ 87, Absatz 1 bis 3) oder auf Herausgabe
des Gewinnes (§ 87, Absatz 4) gegen mehre-
re Personen begründet ist, haften sie zur
ungeteilten Hand.

Schutz von Kennzeichnungen

§ 90d. (1) Der Inhaber eines auf dieses
Gesetz gegründeten Ausschließungsrechts,
der Kennzeichnungen im Sinn dieser
Bestimmung anwendet, kann auf Unterlas-
sung und Beseitigung des dem Gesetz
widerstreitenden Zustandes klagen,
1. wenn solche Kennzeichnungen entfernt
oder geändert werden,?2. wenn Vervielfälti-
gungsstücke von Werken oder sonstigen
Schutzgegenständen, von bzw. auf denen
Kennzeichnungen unbefugt entfernt oder
geändert worden sind, verbreitet oder zur
Verbreitung eingeführt oder für eine Sen-
dung, für eine öffentliche Wiedergabe oder
für eine öffentliche Zurverfügungstellung
verwendet werden.
(2) Der Anspruch nach Abs. 1 besteht nur
gegen Personen, die die angeführten Hand-
lungen unbefugt und wissentlich vorneh-
men, wobei ihnen bekannt ist oder den
Umständen nach bekannt sein muss, dass
sie dadurch die Verletzung eines auf dieses
Gesetz gegründeten Ausschließungsrechtes
veranlassen, ermöglichen, erleichtern oder
verschleiern.
(3) Unter Kennzeichnungen sind Angaben zu
verstehen,
1. die in elektronischer Form festgehalten
sind, auch wenn sie durch Zahlen oder in
anderer Form verschlüsselt sind,?2. die mit
einem Vervielfältigungsstück des Werkes
oder sonstigen Schutzgegenstandes verbun-
den sind oder gemeinsam mit dem Werk
oder sonstigen Schutzgegenstand gesendet,
öffentlich wiedergegeben oder der Öffent-
lichkeit zur Verfügung gestellt werden und?3.
die folgenden Inhalt haben:?a) die Bezeich-
nung des Werkes oder sonstigen Schutz-
gegenstandes, des Urhebers oder jedes
anderen Rechtsinhabers, sofern alle diese
Angaben vom Rechtsinhaber stammen,
oder?b) die Modalitäten und Bedingungen
für die Nutzung des Werkes oder sonstigen
Schutzgegenstands.
(4) Die §§ 81, 82 Abs. 2 bis 6, §§ 85, 87 Abs. 1

und 2, § 87a Abs. 1, § 88 Abs. 2, §§ 89 und 90
gelten entsprechend.

II. Abschnitt.

Strafrechtliche Vorschriften.

Eingriff.

§ 91. (1) Wer einen Eingriff der im § 86 Abs.
1, § 90b, § 90c Abs. 1 oder § 90d Abs. 1
bezeichneten Art begeht, ist mit Freiheits-
strafe bis zu sechs Monaten oder mit Geld-
strafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 
(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer als Inhaber
oder Leiter eines Unternehmens einen im
Betrieb des Unternehmens von einem
Bediensteten oder Beauftragten begangenen
Eingriff dieser Art (Abs. 1 und 1a) nicht ver-
hindert.
(2a) Wer eine nach den Abs. 1, 1a oder 2
strafbare Handlung gewerbsmäßig begeht,
ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu
bestrafen.

Vernichtung und Unbrauchbarmachung 
von Eingriffsgegenständen und Eingriffsmit-
teln.

§ 92. (1) In dem Urteil, womit ein Angeklag-
ter des Vergehens nach § 91 schuldig erkannt
wird, ist auf Antrag des Privatanklägers die
Vernichtung der zur widerrechtlichen Verbrei-
tung bestimmten Eingriffsgegenstände
sowie die Unbrauchbarmachung der aus-
schließlich oder überwiegend zur widerrecht-
lichen Vervielfältigung bestimmten und der
im § 90b sowie im § 90c Abs. 3 bezeichneten
Eingriffsmittel anzuordnen. Solche Eingriffs-
gegenstände und Eingriffsmittel unterliegen
diesen Maßnahmen ohne Rücksicht darauf,
wem sie gehören. 

Beschlagnahme.

§ 93. (1) Zur Sicherung der auf Grund des §
92 beantragten Maßnahmen können die
ihnen unterliegenden Eingriffsgegenstände
und Eingriffsmittel auf Antrag des Privatan-
klägers vom Strafgericht in Beschlag genom-
men werden.

IV. Hauptstück.

Anwendungsbereich des Gesetzes.

1. Werke der Literatur und der Kunst.

Werke der Staatsbürger.

§ 94. Ein Werk genießt ohne Rücksicht dar-
auf, ob und wo es erschienen ist, den urhe-
berrechtlichen Schutz dieses Gesetzes, wenn
der Urheber (§ 10, Absatz 1) oder ein Mitur-
heber österreichischer Staatsbürger ist.

d e s i g n b u e r o

©
20

06
(t

)S
ig

n
is

t
ei

ne
ei

ng
et

ra
ge

ne
M

ar
ke

de
r

de
si

gn
bu

er
o

St
oc

kh
am

m
er

ke
g

designbuero Stockhammer keg
GrafikDesign&Werbeagentur

A II40 Wien  Marcusgasse4-I2
www·designbuero·at

T0I9I408 I4 F0I9I40864
keg@designbuero·at

Seite 5


